Muster für einen Arbeitsvertrag für Arbeitnehmer (Arbeiter/Angestellte) mit Bezugnahme auf Tarifverträge
Arbeitsvertrag


Zwischen 

(Name des Betriebes)

(Ort, Straße)

- im folgenden Arbeitgeber -

und

Herrn/Frau 

geb. am:

wohnhaft:


(Ort, Straße)

-  im folgenden Arbeitnehmer -

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1 Inhalt und Beginn des Arbeitsverhältnisses

1. Der Arbeitnehmer wird ab

als
(Tätigkeitsbeschreibung)
eingestellt.

2. Für das Arbeitsverhältnis gelten die jeweiligen Tarifverträge für diesen Beruf:


sofern nicht nachfolgend anderes bestimmt ist.

3. Soweit tarifvertraglich nichts anderes bestimmt ist, gilt der erste Monat/gelten die ersten zwei/​drei/vier/fünf/sechs Monate als Probezeit, innerhalb deren das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von 2 Wochen gekündigt werden kann.

4. Die Kündigungsfrist beginnt frühestens mit Arbeitsantritt zu laufen.

5. Der Arbeitnehmer wird


(Arbeitsort)
beschäftigt.

6. Der Arbeitnehmer hat nach den betrieblichen Bedürfnissen des Arbeitgebers alle ihm zumutbaren Arbeiten zu erledigen, ggf. auch an auswärtigen Arbeitsplätzen, Filialen usw. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, im Rahmen der gesetzlichen Höchstgrenzen Überstunden bzw. Mehrarbeit zu leisten.
§ 2 Vergütung

1. Der Arbeitnehmer 
a) erhält als Arbeitsvergütung pro Stunde/​Woche/Monat Tariflohn/-gehalt der Lohn-/Gehaltsgruppe in Ortsklasse


                                               
                                               € brutto

oder Akkordlohn wie folgt:


                                                
                                               € brutto

b) übertarifliche Vergütung

c) Zulage für besondere Erschwernisse oder Leistungen

                                                    € brutto


Gesamt:                                         € brutto

2. Die vorgenannte übertarifliche Vergütung (§ 2 Nr. 1b) wird freiwillig gewährt und ist jederzeit frei wider​ruflich. Die übertarifliche Vergütung gilt nur bis zu einer Änderung des gegenwärtige gültigen Vergütungstarifvertrages. Sie kann jederzeit bei Erhöhung der tariflichen Vergütung oder Orts​klassen​veränderung angerechnet werden.

3. Soweit tarifvertraglich nichts anders bestimmt ist, ist die Arbeitsvergütung jeweils am Kalender​monats​ende zahlbar.

§ 3 Freiwillige Weihnachtsgratifikation

Soweit dem Arbeitnehmer eine Weihnachts​grati​fi​ka​tion nicht auf tarifvertraglicher Grundlage (Sonder​zuwendung, Weihnachtsgeld, 13. Monats​einkommen etc.), sondern ausschließlich über die tarifliche Leistung hinaus auf betrieblicher Grundlage gewährt wird, erfolgt dies freiwillig ohne Rechts​anspruch. Für diese freiwillige Weihnachtsgratifikation gelten folgende Regelungen:

Ist das Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt der Auszahlung (Fälligkeit: 30.11. des Kalenderjahres) durch den Arbeitgeber gekündigt oder erfolgt seine Beendigung in der vorgenannten Weise bis zum 31.03. des folgenden Jahres (bei einer Gratifikation, die weniger als eine Monatsvergütung beträgt: 30.03. des folgenden Jahres), so entfällt die Gewährung der Weihnachtsgratifikation. Bereits geleistete Zahlungen sind, sofern die Gratifikation über 154 € liegt, in voller Höhe zurückzugewähren oder können bei der nächsten Vergütungszahlung unter Beachtung der Pfändungsfreigrenzen eingehalten werden.

In allen Fällen des Ruhens des Arbeitsverhältnisses, unabhängig vom Rechtsgrund, vermindert sich die Gratifikation für jeden vollen Kalendermonat des Ruhens um 1/12. Dies gilt beispielsweise für den Erziehungsurlaub, Grundwehrdienst, Wehrübungen, ungezahlte Freistellung, Krankengeldbezug etc. Wird ein Vollzeitarbeitsverhältnis in ein Teilzeitarbeits​verhältnis umgewandelt, so bestimmt sich die Höhe der Gratifikation nach der Höhe des Vergütungs​anspruchs am Auszahlungstag. Für jeden Fehltag infolge Krankheit wird das Arbeitsentgelt, das im Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt, um ¼ gekürzt. Für jeden Fehltag (aus sonstigen Gründen) wird die Gratifikation um !/60 gekürzt. Bei 

unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit bis zu                Arbeits​tagen je Kalenderjahr entfällt eine anteilige Kürzung.

§ 4 Arbeitsfähigkeit

1. Der Arbeitnehmer erklärt, daß er arbeitsfähig ist und an keiner ansteckenden Krankheit leidet. Auch bestehen keine gesundheitlichen Beein​trächtigungen, durch die die Eignung für die vorgesehene Tätigkeit auf Dauer oder in wieder​kehrenden Abständen eingeschränkt ist.

2. Sonstige Umstände, die der Arbeitsaufnahme oder der Tätigkeit des Arbeitnehmers in abseh​barer Zeit entgegenstehen (Operation, Kur, etc.) oder sie wesentlich erschweren, liegen nicht vor.

3. Der Arbeitnehmer erklärt weiter, daß er nicht Schwerbehinderter im Sinne des Schwerbehin​derten​gesetzes ist und auch keinen Antrag auf Anerkennung als Schwerbehinderter gestellt hat.

4. Der Arbeitnehmer bestätigt, daß weder einen Vorstrafe noch ein anhängiges Strafverfahren im Zusammenhang mit seiner beruflichen Tätigkeit ausgesprochen bzw. eingeleitet ist.

5. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, vor Arbeits​antritt eine gegebenenfalls erforderliche Aufent​halts- und Arbeitserlaubnis vorzulegen.

§ 5 Arbeitsvertragsbruch

1. Bei vertragswidriger Nichtaufnahme der Tätigkeit sowie vertragswidriger Beendigung des Arbeitsverhältnisses, beispielweise Nichteinhaltung der Kündigungsfrist , ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine Vertragsstrafe in Höhe einer Bruttomonatsvergütung an den Arbeitgeber zu zahlen.

2. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens bleibt davon unberührt.

3. Dieselben Rechte stehen dem Arbeitnehmer gegen den Arbeitgeber zu, wenn er vor recht​mäßiger Beendigung des Arbeitsverhältnisses entlassen worden ist.

§ 6 Abtretung und Verpfändung der Vergütung, Pfändung

1. Abtretung und Verpfändung von Vergütungs​ansprüchen durch den Arbeitnehmer bedürfen der Zustimmung des Arbeitgebers.

2. Der Arbeitgeber ist berechtigt, bei Verpfändung, Abtretung oder Pfändung von Vergütungsan​sprü​chen 1,5 % des jeweils an den oder die Gläubi​ger zu überweisenden oder auszuzahlenden Betrages als Bearbeitungskosten einzubehalten.
§ 7 Verschwiegenheitspflicht

Über vertrauliche Angelegenheiten des Betriebes, z. B. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, hat der Arbeitnehmer uneingeschränkt Verschwiegenheit zu bewahren. Diese Verschwiegenheitspflicht gilt auch für die Zeit nach dem Ausscheidens aus dem Arbeits​verhältnis.
§ 8 Nebentätigkeit

Eine beabsichtigte oder bei Beginn des Arbeitsver​hält​nisses bestehende Nebentätigkeit ist dem Arbeit​geber unverzüglich anzuzeigen. Genehmi​gungs​pflich​tig sind hierbei die Nebentätigkeiten, die geeig​net sind, das Arbeitsverhältnis nachteilig zu berüh​ren.
§ 9 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Soweit tariflich wirksame Altersregelungen nicht bestehen, gelten die nachfolgenden Bestimmungen:

Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet hat, ohne daß es einer Kündigung bedarf.
§ 10 Besondere Vereinbarungen





§ 11 Änderungen und Ergänzungen

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform.

(Ort)




(Datum)


(Arbeitgeber)


(Arbeitnehmer)

Quelle: Selbständig und erfolgreich sein – Ein Leitfaden für Existenzgründer
Ein Informationsservice der Sparkassen Finanzgruppe














































































































































� Falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort tätig sein soll, ist darauf  hinzuweisen, daß der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt werden kann.





